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 Die Einbeziehung von Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten in 

Hilfekonferenzen der Jugendhilfe  

Konstanze Fritsch, Clearingstelle – Netzwerke zur Prävention von Kinder- 

und Jugenddelinquenz, Stiftung SPI 

 

Hilfekonferenzen im  

Jugendamt 

Die gebräuchliche Formulierung „Hilfekonferenz“ weist auf die im 

§ 36 SGB VIII beschriebene Hilfeplanung hin. „Die Entscheidung über die 

im Einzelfall angezeigte Hilfeart soll, wenn Hilfe voraussichtlich für länge-

re Zeit zu leisten ist, im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte getroffen 

werden. Als Grundlage für die Ausgestaltung der Hilfe sollen sie zusam-

men mit dem Personensorgeberechtigten und dem Kind oder dem Ju-

gendlichen einen Hilfeplan aufstellen, der Feststellungen über den Be-

darf, die zu gewährende Art der Hilfe sowie die notwendigen Leistungen 

enthält; sie sollen regelmäßig prüfen, ob die gewählte Hilfeart weiterhin 

geeignet und notwendig ist. Werden bei der Durchführung der Hilfe ande-

re Personen, Dienste oder Einrichtungen tätig, so sind sie oder deren 

Mitarbeiter an der Aufstellung des Hilfeplans und seiner Überprüfung zu 

beteiligen.“ (Abs. 2 Satz 1-3) Wenn zu der internen Fachteamberatung 

des Jugendamtes Personen außerhalb des Fachdienstes hinzugezogen 

werden, spricht man von einer Hilfe- bzw. Helferkonferenz. Das Ergebnis 

aus der Hilfekonferenz wird im Hilfeplan protokolliert. Es beschreibt ei-

nerseits die Probleme und Ressourcen und enthält andererseits konkrete 

Handlungsziele und Handlungsschritte. Die Ergebnisse werden zu einem 

vereinbarten Zeitpunkt überprüft. 1 

 

Einbeziehung weiterer  

Fachkräfte 

An der Hilfekonferenz können – neben Personensorgeberechtigten, ge-

setzlichen Vertretern/-innen, Mitarbeitern/-innen des Jugendamtes und 

dem jungen Menschen – auch weitere wichtige, zur fachlichen Entschei-

dung erforderliche Personen teilnehmen. Diese Einbeziehung soll dazu 

beitragen, dass Hilfen aufeinander abgestimmt werden. „Bei jungen Men-

schen, bei denen ein komplexer Hilfebedarf in mehreren Lebensberei-

chen und durch verschiedene Fachdisziplinen erforderlich erscheint, ist 

dies in besonderer Weise notwendig.“2 Wenn in den Biografien der Kin-

der, Jugendlichen und Heranwachsenden (vermehrt) begangene Strafta-

ten auftauchen, werden unter dieser Prämisse immer wieder Mitarbei-

                                      
1  Ausführungsvorschriften für Planung und Durchführung von Hilfe zur Erziehung und Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder 

und Jugendliche sowie Hilfe für junge Volljährige (AV-Hilfeplanung) vom 25.01.2014 der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und 
Wissenschaft Berlin, Referat - III D 11 - 

2 ebenda. 
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ter/innen der Polizei zu Hilfekonferenzen eingeladen. Die Hinzuziehung 

weiterer Fachkräfte kann jedoch nicht ohne eine Übermittlung personen-

bezogener Daten passieren. Ein Einverständnis zur Offenlegung der 

Sozialdaten nach entsprechender Aufklärung durch den jungen Men-

schen bzw. dessen Personensorgeberechtigte muss deshalb eingeholt 

werden.3 Darüber hinaus ist aber die Hinzuziehung von Polizeibeamten/-

innen noch einmal besonders sensibel zu behandeln. 

 

Legalitätsprinzip der Polizei Das Legalitätsprinzip ist in Deutschland die Verpflichtung der Strafverfol-

gungsbehörde (Staatsanwaltschaft) ein Ermittlungsverfahren zu eröffnen, 

wenn zumindest ein Anfangsverdacht vorliegt, dass eine Straftat began-

gen worden sein könnte oder sie konkrete Kenntnis von einer Straftat 

erlangt hat. Das Legalitätsprinzip der Polizei ist in § 163 Abs. 1 StPO 

normiert. Hierdurch sind auch die Behörden und Beamten/-innen der 

Polizei verpflichtet, Straftaten zu erforschen. Selbst das Wissen um eine 

mit an Sicherheit grenzende spätere Einstellung des Verfahrens (z.B. bei 

einem einfachen, erstmaligen Ladendiebstahl von geringwertigen Sa-

chen) führt nicht zum Verzicht auf eine Anzeige. Das Legalitätsprinzip 

bietet die Gewähr dafür, dass die Polizei jede Straftat ohne Ansehen der 

Person verfolgt. Dieser Grundsatz hat demokratische, rechtsstaatliche 

Wurzeln und trägt dem Gleichheitssatz nach Art. 3 Abs. 1 GG Rechnung, 

nämlich: „Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich“ – ganz gleich, ob 

sie beispielsweise intensiv auffällig sind oder nicht.4 

In der Praxis bedeutet das, dass – selbst wenn die stringente Einhaltung 

datenschutzrechtlicher Bestimmungen der Jugendhilfe vorausgesetzt 

wird – die notwendige Problemerörterung mit einer Familie durchaus 

relevante Informationen beinhalten kann, die dazu führen, dass die an-

wesenden Polizeibeamten/-innen Anzeige erstatten müssen. Fälle von 

häuslicher Gewalt, Konsum illegaler Suchtmittel oder die Begehung ju-

gendtypischer Straftaten können in einer Problemerörterung nicht außen 

vor gelassen werden. Die Kenntnis darüber bildet aber gleichzeitig die 

Grundlage für die Erfüllung der Aufgaben der Polizei im Ermittlungsver-

fahren. 

 

 

 

                                      
3 Vgl. dazu Infoblatt Nr. 64: Die Einwilligung von Klienten/-innen als Offenbarungsbefugnis für Sozialarbeiter/innen. 
4 Vgl. dazu Infoblatt Nr. 47: Das Legalitätsprinzip aus juristischer Sicht und seine Bedeutung für die Jugendhilfe. 
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Polizeibeamte/-innen als  

Kooperationspartner/innen  

im Hilfeplanverfahren 

Gerade bei jungen Menschen, die bei der Polizei als Kiezorientierte 

Mehrfachtäter/innen, Schwellentäter/innen oder Intensivtäter/innen ein-

gestuft sind, verfügt die Polizei oft über ein umfangreiches Wissen, das 

sie im Rahmen ihrer täterorientierten Ermittlungen erworben hat. Diese 

Kenntnisse und die Handlungsmöglichkeiten der Polizei (wie z. B. die 

Gefährderansprache) sollen als Ressource auch in der Hilfeplanung ge-

nutzt werden. Ausgangspunkt für die Einbeziehung der Polizei in Hilfe-

konferenzen ist die massive Delinquenz des jungen Menschen. Sollte 

keine strafrechtliche Auffälligkeit vorliegen, gibt es keine inhaltliche Not-

wendigkeit für die Teilnahme der Polizei. Zuerst erfolgt dann die Abwä-

gung, ob eine Kindeswohlgefährdung vorliegt. Sollte sich der Verdacht 

erhärten, muss das festgelegte Verfahren gemäß § 8a SGB VIII befolgt 

werden. 

 

Erhebung von Daten bei der 

Polizei im Hilfeplanverfahren 

Grundsätzlich müssen personenbezogene Daten beim Betroffenen selbst 

erhoben werden. Die Erhebung bei Dritten ist möglich, wenn eine Einver-

ständniserklärung dazu vorliegt. Damit soll sichergestellt werden, dass 

die Betroffenen Kenntnis von der Erhebung und die Möglichkeit der Mit-

wirkung haben. Nur so kann er/sie sein/ihr Recht auf informationelle 

Selbstbestimmung ausüben. Die verantwortliche Stelle (hier: das Ju-

gendamt) hat bei der Erhebung direkt bei dem/der Betroffenen oder mit 

der Einwilligung bei Dritten vielfältige Unterrichtungs-, Aufklärungs- und 

Hinweispflichten zu erfüllen.5 Dazu gehören in diesem Zusammenhang 

auch unbedingt das Legalitätsprinzip und die daraus möglicherweise 

resultierenden Folgen.  

Die Erhebung von Daten bei Dritten (hier der Polizei) gemäß 

§ 62 Abs. 3 Nr. 2c SGBVIII unterliegt hohen datenschutzrechtlichen An-

forderungen. Sie ist nur ausnahmsweise ohne Einwilligung des/der Be-

troffenen zulässig, nämlich: wenn dies gesetzlich vorgesehen ist, wenn 

die zu erfüllende Aufgabe die Erhebung erforderlich macht oder ihre Er-

hebung beim Betroffenen nicht möglich ist. Es dürfen gleichzeitig aber 

keine schutzwürdigen Interessen des/der Betroffenen beeinträchtigt wer-

den.6 Beispielsweise ist die Erhebung unmöglich, wenn der/die Betroffe-

ne nicht erreichbar ist, er/sie unrichtige oder unvollständige Angaben 

macht oder Angaben gänzlich verweigert.  

Wenn die Polizei ihre Erkenntnisse zur Verfügung stellt, dürfen auch hier 

                                      
5 Vgl. § 4 Abs. 3 BDSG. 
6 Vgl. § 4 Abs. 2 BDSG. 
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nur diejenigen Daten bei ihr erhoben werden, die erforderlich sind. Dazu 

zählen z. B.: Straftaten, Gefährdungen, offene Haftbefehle und Ermitt-

lungsvorgänge, aber auch infrastrukturelle, institutionelle Ressourcen, 

z. B. der Kontakt zu polizeilichen Sachbearbeiter/innen. Bei der Einho-

lung der Informationen von der Polizei sind hohe Anforderungen an das 

Kriterium der Erforderlichkeit und an die Bestimmtheit zu stellen. Auch 

deshalb ist die Einwilligung in die Datenerhebung schriftlich einzuholen. 

 

Hilfekonferenz Im Rahmen der Hilfekonferenz kann die Jugendhilfe, wenn sie es über 

die Erhebung der Daten im Vorfeld hinaus noch für erforderlich hält, die 

Polizei um Berichterstattung bitten und gleichzeitig die Ideen zu polizeili-

chen Maßnahmen erfassen. Bei der weiteren Besprechung der Lebenssi-

tuation, der sozialpädagogischen Gesamteinschätzung, der Feststellung 

des Bedarfs und der notwendigen Leistung sowie der Prognose zum 

Umfang und der Dauer der Hilfe dürfen Mitarbeiter/innen der Polizei nicht 

anwesend sein. 

 

Einbeziehung polizeilicher Maß-

nahmen in die Hilfeplanung 

Nach der Festlegung geeigneter Hilfeleistungen können ausschließlich 

diejenigen Ergebnisse mit der Polizei rückgekoppelt werden, die polizeili-

che Maßnahmen betreffen – wie eine evtl. Gefährderansprache. Ein Aus-

tausch darüber hinausgehender Daten darf zwischen der Jugendhilfe und 

der Polizei weiterhin nicht erfolgen. Die Überprüfung der Ergebnisse un-

terliegt den gleichen Einschränkungen. 

 

Handlungssicherheit Um mehr Handlungssicherheit zu schaffen, hat die Clearingstelle – 

Netzwerke zur Prävention von Kinder- und Jugenddelinquenz von der 

Ressortübergreifenden Arbeitsgruppe Kinder- und Jugenddelinquenz 

(RüAG) den Auftrag erhalten, ein Schema zu erstellen, das diesbezüglich 

eine Hilfestellung bietet. Der vorliegende Ablauf wurde mit der RüAG 

abgestimmt und dem Berliner Beauftragten für Datenschutz und Informa-

tionsfreiheit zur datenschutzrechtlichen Prüfung vorgelegt, der der vorlie-

genden Fassung seine Zustimmung erteilte. Wir hoffen, dass durch die 

anschauliche Darstellung der Verfahrensabläufe eine Hilfestellung für die 

Praxis gelungen ist. 
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Abwägung, ob  
Kindeswohlgefährdung/ 

Kinderschutzfall 

 
festgelegtes, abgestimmtes 

Verfahren nach  
§ 8a SGB VIII,  

u. a. Anrufung des  
Familiengerichts 

Massives delinquentes Verhalten 

Ausnahmsweise:  
Datenerhebung ohne Mit-
wirkung des Betroffenen 

(§ 62 Abs. 3 Nr.2c SGB VIII) 
Erhebung des  

Jugendhilfebedarfs 

Regelhaft: Erhebung 
der Daten beim Be-

troffenen oder bei Drit-
ten mit Einwilligung 

(§ 62 Abs. 2 SGB VIII) 

z. B. bei der Polizei (unter 
Wahrung der Zweckbindung):  

bekannte Daten und Fak-
ten wie Straftaten, Gefähr-
dungen, offene Haftbefehle 
und Ermittlungsvorgänge,  
aber auch infrastrukturelle, 
institutionelle Ressourcen, 
z. B. regelmäßiger Kontakt 
zum/zur Sachbearbeiter/in 

der täterorientierten  
Ermittlungen 

Belehrung der Eltern 
bzw. des/der Jugendli-
chen durch das Jugend-
amt, u. a. zu den Themen: 

 Einverständnis freiwillig 

 Entbindung von der 
Schweigepflicht, auch in 
Teilen, jederzeit wider-
rufbar, mündlich oder 
schriftlich und ohne An-
gabe von Gründen 

 Gesetzliche Schweige-
pflicht gem. § 203 StGB 
für Sozialarbeiter/innen 

 Legalitätsprinzip der 
Polizei als Verpflich-
tung, alle bekannt ge-
wordenen Straftaten zu 
erforschen und deren 
mögliche Auswirkungen 

 Einholung einer schrift-
lichen Einwilligungser-
klärung 

Wenn aus Sicht der Ju-
gendhilfe erforderlich:  

Berichterstattung der Poli-
zei (unter Wahrung der 

Zweckbindung): 

bekannte Daten und Fak-
ten, aber auch Ideen zu 

polizeilichen Maßnahmen, 
z. B. Gefährderansprache; 
Die Polizei ist nur im Zeit-
raum der eigenen Bericht-
erstattung Gast der Hilfe-

konferenz. 

ggf. Rückkopplung mit der Polizei zu  
(ausschließlich polizeilichen) Maßnahmen, 

wenn diese angemessen erscheinen,  
z. B. Gefährderansprache 

H
ilf

ep
la

nv
er

fa
hr

en
 

Hilfekonferenz 
unter Anwe-
senheit der 
Betroffenen 

Geeignete Maßnahmen 
festlegen 

Ja 

Nein 
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